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Gegen die Blockade des Gazastreifens

s.x ..,qt
. '=i f*f)

ti

lsraelische Anarchistlnnen besetzen Panzer, die entlang der Crenze zum Cazastreifen
aufgestellt wurden. ( Foto: Oren Ziv/Activestills.org)

menschlichen Krise geführt." Die voll-
ständige Blockade der '1,5 Mi l l ionen
Palästinenserlnnen im Gazastreifen
seit 172 Jahren hat dazu geführt, dass
B0 Prozent der Bevölkerung von Nah-
rungsmittelhilfe der UNO und des
Welternährungsprogramms abhängig
wurden. Weil lsrael aber nur 41 Pro-
zent der benötigten Nahrungsmittel die
Crenzen passieren lässt, leiden viele an
Hunger und Mangelernährung. Auch
Fisch gibt es trotz Meeranstoss keinen
mehr, weil israelische Militärboote die
Fischer mit Maschinengewehrbeschuss
an ihrer Arbeit hindern.

Da die Gren-
zen hermetisch ge-
schlossen sind, ist
die Wirtschaft im
Gazastreifen voll-
ständig zum Erl ie-
gen gekommen.
Auch die UNO hat
mangels Materialien
ihr Wiederaufbau-
programm einge-
stel l t  und 121 000
Bauarbeiter haben
ihre Arbeit verlo-
ren. Da nur be-
grenzt Strom und
Treibstoff importiert
werden können, ist
die Trink- und Ab-
wasseraufbereitung
nicht mehr gewähr-
Ieistet.

Bericht ohne Folgen

,,Seit 40 Jahren haben die politischen
Organe der Vereinten Nationen, Staa-
ten und Einzelpersonen lsrael ständiger,
systematischer und grober Verletzungen
der Menschenrechte und des Humani-
tären Völkerrechts in den OPT (1967
besetze Cebieten) beschuldigt. lm Jah-
re 2OO4 bestätigte das rechtliche Organ
der Vereinten Nationen in seinem Be-
ratenden Cutachten, dass lsraels Hand-
lungen in den OPT in der Tat funda-
mentale Normen der Menschenrechte
und des humanitären Rechts verletzen
und nicht durch Selbstverteidigung oder
Notwendigkeit begründet werden kön-
nen. Wenn die Vereinten Nationen die
Menschenrechte ernst nehmen, können
sie dieses Gutachten in den Beratungen
des Quartetts nicht ignorieren, denn es
ist eine massgebende Bestätigung, dass
lsrael schwerwiegend gegen seine in-
ternationalen Verpf lichtungen verstösst.
Zu versäumen, ein Gutachten über Hu-
manitäres Völkerrecht und Menschen-
rechtsgesetzgebung zu implementieren
oder auch nur anzuerkennen, stellt
die ganze Verpflichtung der Vereinten
Nationen zu den Menschenrechten in
Frage." Deutlicher könnte es der Son-
derberichterstatter nicht ausdrücken.
Trotzdem ergreifen unsere Regierungen
(einschliesslich der Schweizer Regie-
rung) keine Massnahmen.

Mit verschiedenen Protestaktionen,
darunter der Durchbrechung der Blo-
ckade auf dem Seeweg mit den Schif-
fen ,,Free Caza" und ,,Liberty" mit 46
Aktivistlnnen an Bord im August des
Jahres, hat die Solidaritätsbewegung
auf die skandalöse israelische Blockade
hingewiesen. (ud)

Der vollständiger Bericht des UN-Son-
derberichterstatters lohn Dugard zur
Lage in den besetzten Cebieten findet
sich unter http://www.mapc-web.de/
archive / pal / 0B 0 1 Be richtD ugard D. pdf

Titelblatt: Bau einer Aoartheidstrasse in der
Westbank. Links nur für iüdische Siedlertnnen,
rechts für Palästinenserlnnen. Foto Yotam
Ro n en / Active sti I I s. org
Activestills ist ein Zusammenschluss israelischer
Fotografikerlnnen. ,,Wir sind eine Cruppe von
Fotografikerlnnen, die sich für soziale Verän-
derung einsetzen, überzeugt von der Macht
von Bildern als Vehikel für Veränderung durch
Bewusstsein." (SeIbstdarsteIIung) Webseite mit
B ildern : www. ac tivest i I ls.ore

i

lm Januar dieses Jahres übergab der
bisherige U N-Sonderberichterstat-
ter für Palästina, der südafrikanische
Rechtsprofessor John Dugard, dem
Menschenrechtsrat der Vereinten Nati-
onen einen Bericht über die Situation in
den besetzten Gebieten. Seine Schluss-
folgerungen sind eindeutig:,,Cemessen
an diesen Standards (des humanitären
Völkerrechts) verletzt lsrael in schwer-
wiegender Weise seine rechtlichen
Verpflichtungen. Die kollektive Bestra-
fung Cazas durch lsrael ist durch das
Humanitäre Völkerrecht ausdrücklich
verboten und hat zu einer ernsthaften

Zwei Boote der amerikanischen Solidaritätsbewegung Free Caza durch-
brechen im August die israelische Blockade des Cazastreiiens. An Bord der
zwei Schiffe waren 42 Solidarische aus der ganzen Welt. Die Aktivistlnnen
begleiteten während ihres Aufenthalts palästinensische Fischerboote, die
mit Beschuss aus israelischen Schnellbooten an ihrer Arbeit gehindert
werden. Die Rückreise nach Zypern begleiteten auch 7 Studentlnnen, die
von lsrael an der Ausreise für die Wiederaufnahme ihrer Studien gehindert
wurden. (Weitere lniormationen auf www.ireegaza.org)
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Gemeinsam gegen Rassismus und Apartheid,
gegen Besatzung und Kolonialismus

demografische Zu-
sammensetzung der
Region wird wei-
ter zum Vorteil der
jüdischen Bevöl-
kerung verändert.
P a l ä s t i n e n s i s c h e s
Land wird kontinu-
ierlich konfisziert
oder annektiert. Die
illegalen jüdischen
Siedlungen in den
besetzten Gebieten
wurden seit 2001
massiv ausgebaut.
Die Segregation in-
nerhalb lsraels wird

mittels rassistischer Cesetze und der
Zerstörung von palästinensischen Häu-
sern vorangetrieben.

Für die Solidaritätsbewegung bie-
tet die im nächsten Jahr in Genf statt-
findende Anti-Rassismuskonferenz eine
Celegenheit, die Aufmerksamkeit der
Öffentlichkeit wieder verstärkt auf den
kolonialen und rassistischen Charakter
des Apartheidregimes lsraels zu lenken
und Druck auf die Staaten und die Ver-
einten Nationen auszuüben, die Men-
schenrechte auch der Palästinenserln-
nen zu wahren.
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Um die Untätigkeit der internatio-
nalen Staatengemeinschaft nicht ein-
fach hinzunehmen, haben 2005 über
170 palästinensische Cewerkschaften,
Organisationen, NGOs und politische
Parteien aus den drei Lebensbereichen
der Palästinenserlnnen (unter Besatzung,
in lsrael und im Exi l )einen gemeinsamen
Aufruf zu Boykott, Desinvestition und
Sanktionen lanciert. Diese Mittel sollen
solange angewandt werden, bis lsrael die
Menschenrechte der Palästinenserlnnen
sowie das Recht auf Selbstbestimmung
und Rückkehr der Vertriebenen aner-
kennt und umsetzt. Der Boykott von
israelischen Produkten, der Abzug von
Investitionen aus Firmen, die von der
israelischen Apartheid profitieren, und
staatliche Sanktionen gegen lsrael (2.8.
keine Käufe von Rüstungsgütern) sind

die Mittel der Zivilgesellschaft, um die
Crundsätze von Durban auch gegenü-
ber lsrael durchzusetzen. Insbesondere
die Solidaritätsbewegung mit den Paläs-
tinenserlnnen hat damit auch eine ge-
meinsame Möglichkeit, direkten Einfluss
auf den politischen Wandel zu nehmen
und nicht beim Beklagen der verhee-
renden Lage der Palästinenserlnnen und
Informationsarbeit stehen zu bleiben.

Spenden braucht's!
Unterstützt mit eurer Spende das Er-
scheinen des Palästina-lnfos und Akti-
vitäten der Palästina-Solidarität Region
Basel. Die Zeitung finanziert sich durch
den Verkauf zu 2 Franken und vor allem
durch Spenden der Leserlnnen (Cratis-
versand). Herzlichen Dank an die Spen-
derlnnen der letzten Ausgabe!

Die vierseitige Sondernummer zur
Nakba wurde in einer Auflage von
40 000 stÜck verbreitet und hat gros-
sen Anklang gefunden. Vielen Dank
auch hier für die zahlreichen und gross-
zügigen Spenden, die in die kommende
Arbeit fl iessen.

Geldspenden an: Palästina-Sol idarität
Region Basel, Postfach 4O7O, 4OO2
Basel, PC 4O-756856-2

Mach mit in der Palästina-
Solidarität!
Die Palästina-Solidarität Region Basel
trifft sich jeden ersten Dienstag im Mo-
nat, um die aktuelle Situation zu bespre-
chen und Aktivitäten zu planen. Jeden
ersten Freitag im Monat organisieren wir
zwischen 17.30 und 18.30 eine Mahn-
wache auf dem Barfüsserplatz in Basel.
Die Treffen und Mahnwachen stehen al-
len lnteressierten offen.
Wir suchen zudem immer Freiwillige,
die bei Olivenölverkäufen in der Stadt
mithelfen, sich journalistisch, gestalte-
risch oder durch Mithilfe beim Versand
und Verkauf am Palästina-lnfo beteili-
gen oder in Arbeitsgruppen, z.B. bei der
Umsetzung der BDS-Kampagne (siehe
BDS-lnfo im Minelteil), mitwirken.

Interessierte können sich auf den
E-Mail-Verteiler setzen lassen, um An-
kündigungen für Veranstaltungen und
Aktivitäten zu erhalten.
Kontakt Palästi na-Sol idarität Region
Basel;  Mai l :  paso.bs@gmx.ch
Post: Postfach 407O, 4OO2 Basel
Fon 079 644 65 86

NCO-Forunt an der UNO-Konierenz gegerr Rasslsnrus in Durban 2001

Das Papier, auf dem den zahlreichen
UNO-Erklärungen und Resolutionen zu
lsrael gedruckt sind, ist geduldig. An der
UNO-Konferenz gegen Rassismus 2001
im südafrikanischen Durban hat die
internationale Staatengemeinschaft in
ihrer grossen Mehrheit anerkannt, dass
die Palästinenserlnnen auch zu den
Opfern von Rassismus zu zählen sind.
Doch wie der amtierende UN-Sonder-
berichterstatter für Palästina, der Ame-
rikaner Richard Falk, in seinem jüngsten
Bericht an die UNO beklagt, sind - wie
bei Dutzenden anderen Appellen, Re-
solutionen und Rechtsgutachten der
UNO - keine Schritte daraus gefolgt.

Die lnternationale Gemeinschaft hat
es bis heute verabsäumt, Rassismus und
rassistische Diskriminierung als Ursa-
che des Nahost-Konfliktes anzuerken-
nen. Mit der Weigerung, die Situation
als rassistisch motivierte Aggression auf
der einen und Widerstand gegen Kolo-
nisierung und Besatzung auf der ande-
ren Seite zu sehen, wird den Palästinen-
serlnnen gleichzeitig auch ihr Recht auf
Widerstand gegen Apartheid, Kolonisie-
rung und Besatzung genommen.

Seit Verabschiedung der Durban-Er-
klärung hat lsrael seine Agressionspolit ik
unbeirrt weiter verfolgt. Neben militäri-
schen Drohungen gegen Nachbarstaa-
ten wie den lrak, Syrien und den lran
und einem erneuten Krieg gegen den
Libanon setzt die israelische Regierung
auch die rassistisch motivierte Polit ik
gegen die Palästinenserlnnen fort. Die
seit 60 Jahren praktizierte Vertreibung
und die Verhinderung der Rückkehr
der vertriebenen Palästinenserlnnen
mittels Cewalt, Cesetzen und gerichtl i-
cher Rechtsprechung gehen weiter. Die
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Die Antirassismus-Konfe renz der Vereinten Nationen
in Durban 2001
1997 beschloss die Generalversammlung der Vereinten Nationen (UNO),
eine Internationale Konferenz gegen Rassismus, Diskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und ähnliche Intoleranz durchzuführen. Hintergrund
dieser Entscheidung war die Erkenntnis, dass seit der Verabschiedung der
Universellen Erklärung der Menschenrechte im fahre 1948 die Welt bei weitem
noch nicht frei ist von Rassismus und Diskriminierung.

Solidaritätsdemonstration mit den Palästinenserlnnen in Durban (5üdafrika) 2O0l

drohten die USA und lsrael mit  Boy-
kott ,  sol l te die zionist ische ldeologie
mit  Rassismus in Verbindung gebracht
werden. Als die israelkr i t ischen St im-
men aus den Entwicklungsländern und

Definition von
Rassendiskriminierung
"ln diesem Übereinkommen bezeich-
net der Ausdruck'Rassendiskriminie-
rung'jede auf der Rasse, der Haut-
farbe, der Abstammung, dem natio-
nalen Ursprung oder dem Volkstum
beruhende Unterscheidung, Aus-
schliessung, Beschränkung oder Be-
vorzugung, die zum Ziel oder zur
Folge hat, dass dadurch ein gleich-
berechtigtes Anerkennen, Ceniessen
oder Ausüben von Menschenrechten
und Crundfreiheiten im politischen,
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen
oder jedem sonstigen Bereich des öf-
fentlichen Lebens vereitelt oder be-
einträchtigt wird."

Internationales Übereinkommen
zur Beseitigung jeder Form von Ras-
sendiskriminierung, verabschiedet
1965, von 176 Staaten einschliesslich
lsrael ratifiziert.

Die Konferenz fand vom 31.8.-
7.9.2OO1 in Durban, Südafrika, statt.
Von 1999 bis Beginn der Konferenz
wurden weltweit verschiedene Vor-
bereitungstreffen abgehalten, darunter
sechs regionale Expert lnnenseminare
und vier interkont inentale Regierungs-
treffen in Europa, Amerika, Afrika und
Asien. Behandelt  wurden jewei ls die
Ursprünge, Cründe und Formen von
Rassismus. Ebenso wurden die Op-
fer ausgemacht und Möglichkeiten zur
Verhinderung und zum Schutz von
Rassismus eruiert. In der Folge wur-
de von der Mehrheit der anwesen-
den Staaten eine 60-seitige Erklärung
verabschiedet (http://www.unhchr.ch/
pdf/Durban.pdf).  Weiter stand auf der
Agenda die Behandlung von mögl i-
chen Schadensersatzforderungen, und
es wurde ein Aktionsplan verfasst, um
einzelne tei lnehmende Staaten zur
Umsetzung der beschlossenen Crund-
särze zu bewegen und eine tatsäch-
l iche Cleichstel lung al ler Menschen
weltweit zu erreichen. Laut der ehe-
mal igen Hochkommissarin für Men-
schenrechte, Mary Robins, sollten
den Worten unbedingt auch Taten fol-
gen. Schon in der Vorbereitungsphase

dem gleichzeit ig statt f indenden NGO-
Forum nicht verstummten, ver l iessen
die USA und lsrael die Konferenz vor-
zeitig und die Europäer sorgten dafür,
dass die expl iz i te Benennung des isra-
el ischen Regimes als eine neue Form
von Apartheid keinen Eingang in die
Schlusserklärung fand. Dort  werden
die Paläst inenserlnnen zwar als Op-
fer von Rassismus anerkannt, lsraels
Pol i t ik aber nicht expl iz i t  als Ursache
genannt. Die europäischen Staaten er-
fül l ten auch die Hoffnungen auf eine
off iz iel le Anerkennung und Entschul-
digung für ihre koloniale Vergangen-
heit  nicht.

Das NGO-Forum

Neben diesen staatlichen Vorbe-
reitungsarbeiten haben sich auch
die nichtstaat l ichen Organisat ionen
(NCOs) organisiert .  Das NGO-Forum
wurde oaral lel  zur Durban-Konferenz
abgehalten, mit  dem Ziel ,  eine eigene
Resolut ion zu verabschieden, die dann
an die Staatenkonferenz weitergeleitet
werden sol l te.  Über 3000 NCOs aus
der ganzen Welt nahmen an dem Fo-
rum mit  10 000 Tei lnehmerlnnen (u.a.
aus Afr ika, Asien, Lateinamerika) tei l .
Der südafrikanische Staat und ver-
schiedene St i f tungen haben mit  ihren
Geldern die Reise von Tei lnehmerln-
nen aus armen Ländern ermögl icht,
und südafr ikanische Organisat ionen
hatten für die Verpflegung und Unter-
kunft gesorgt. Das Forum verabschie-
dete eine Resolution (The NGO forum
declarat ion),  die u.a die Behandlung
von Flücht l ingen und Migrant lnnen,
Antisemitismus, das Kastensystem in
Indien, Sklaverei  in Afr ika und die Aus-
wirkungen von Rassismus auf Krank-
heiten wie HIV/Aids thematisiert. Von
den Hunderten von Paragrafen dieser
Resolution betreffen nur wenige den
Konfl ikt  in lsrael/Paläst ina. Trotzdem
legten westliche Medien ihr Haupt-
augenmerk auf dieses Thema. Das
NCO-Forum wurde von israel ischer
Seite als Hort des Antisemitismus, als
judenfeindl ich und als Fehler bezeich-
net.  Die west l ichen Medien übernah-
men teilweise diese Auffassung. Crund
für diese Anschuldigungen war, dass
das israelische Regime und die Besat-
zung erstmals auf einem internat iona-
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len Tref fen a ls  rass is t isch und a ls  e ine
Form von Apartheid benannt  wurden.
Die paläst inensischen NCOs waren für
e inmal  besser  organis ier t  a ls  d ie pro- is-
rael ischen Organisat ionen.  Sie koor-
d in ier ten ihre Anl iegen mi t  dem Dur-
ban-Sozia l forum und der  Bewegung
der Landlosen in Südafr ika und orga-
nis ier ten e ine Demonstrat ion mi t  über
40 000 Tei lnehmer lnnen.  Während
der siebentägigen Konferenz diskutier-
te das Forum Hunderte von rassis t isch
mot iv ier ten Diskr imin ierungen auf  der
ganzen Wel t ,  und natür l ich z ie l te  v ie l
Kr i t ik  in  d ie Richtung der  west l ichen
Welt  -  a l lerd ings n icht  nur  von Dele-
g ier ten aus Entwick lungsländern,  son-
dern auch von west l ichen Menschen-
rechtsorganisat ionen.  Auch Indien,
China und Niger ia wurden scharf  kr i -
t is ier t .  Über d ie Sol idar i tä t  mi t  dem pa-
läst inensischen Volk bestand ebenso
Ein igkei t  wie mi t  der  Ant i -Apartheid-
Bewegung in Südafrika in der Vergan-
genheit. lsrael beging bereits im Vor-
fe ld den Fehler ,  das NCO-Forum nicht
ernst  zu nehmen.  Nur zwöl f  pro- israe-
l ische Organisat ionen nahmen am Fo-
rum te i l .  ls rael  ver l iess s ich auf  d ie Prä-
senz der  USA und e in iger  europäischer
Staaten,  um seine Unantastbarkei t  auf
in ternat ionalem Parket t  zu gewähr le is-
ten.  lm NCO-Forum gelang d ies n icht .
Die pro israel ischen Organisat ionen,
d ie ver langten,  dass a l lzu of fene Kr i t ik
an lsrael  a ls  Ant isemit ismus bezeichnet
würde,  ver l iessen das Forum schl iess-
l i ch  a l l e i ne .

Die Durban-Erklärung und das
Aktionsprogramm

Trotz a l ler  Widerstände verabschiede-
te auch die Staatenkonferenz eine Re-
solut ion und e in Akt ionsprogramm.
Dar in werden d ie Paläst inenser lnnen
neben indigenen Völkern,  Menschen
afr ikanischen Ursprungs,  Migrant ln-
nen,  F lücht l ingen,  re l ig iösen Gemein-
schaf ten,  Frauen und Kindern a ls  Opfer
von Rassismus und Diskr imin ierung er-
wähnt .  In  generel ler  Form unterst re icht
d ie Resolut ion das Recht  auf  Selbstbe-
st immung der  Völker ,  besagt ,  dass Ras-
s ismus und rassis t ische Diskr imin ie-
rung of t  in ternen Konf l ik ten zugrun-
del iegen,  verur te i l t  den Kolonia l ismus
als Ursache von Rassismus und Diskr i -

min ierung,  anerkennt ,  dass Apartheid
und Völkermord Verbrechen gegen
die Menschl ichkei t  darste l len und so-
for l  zu verur te i len und zu verh indern
sind,  anerkennt ,  dass staat l iche Inst i tu-
t ionen und Strukturen zum Zweck der
Diskr imin ierung der  ind igenen Bevöl-
kerung missbraucht  werden,  verur te i l t
po l i t ische ldeologien und recht l iche
Systeme, d ie d ie Über legenhei t  e iner
Rasse propagieren, und unterstreicht,
dass Oofern solcher  rass is t ischer  Dis-
kr imin ierungen e in Recht  auf  unab-
hängige Ger ichtsver fahren und Scha-
denersatz zusteht.

Obwohl  d ie Durban-Erk lärung d ie
Paläst inenser lnnen expl iz i t  a ls  Opfer
von Rassismus und rassis t ischer  Diskr i -
min ierung ausmacht ,  wurden im Akt i -
onsprogramm keine wei tergehenden
Schlüsse gezogen,  keine Massnahmen
ergr i f fen und d ieser  Umstand n icht  a ls
Ursache des lsrael -Paläst ina-Konf l ik tes
anerkannt .  Stat tdessen f inden s ich le-
d ig l ich a l lgemeine Empfehlungen und
generel le  Vorschläge zur  Bekämpfung
von Rassismus.  Heute wird der  Akt i -
onsplan von den meisten Opfer-  und
Menschenrechtsorganisat ionen a ls  in-
ef fekt iv  und nutz los bezeichnet ,  wei l
veroasst  wurde,  d ie verantwort l ichen
Staaten zu benennen und konkrete
Massnahmen zu ergre i fen.  Spezie l l  für
d ie Paläst inenser lnnen is t  der  Akt ions-
p lan prakt isch nutz los.  Es wird e inz ig
die Aufnahme von Fr iedensverhand-
lungen e ingemahnt  und d ie Respek-
t ierung des in ternat ionalen Rechts,  des
Rechts auf  Selbstbest immung und e in
Ende des Konflikts gefordert. (step)

Die Durban-Folgekonferenz
in Genf
lm April 2009 findet in Cenf die Fol-
gekonferenz zur Antirassismuskonfe-
renz (Durban Review Conference)
statt. Ziel der Konferenz ist es, die
Umsetzung der Durban-Erklärung
von 2001 und des Aktionsprogramms
zu überprüfen und weitere Schritte
im weltweiten Kampf gegen Rassis-
mus und rassistische Diskriminierung
zu beschliessen. Für die Solidaritäts-
bewegung mit Palästina bietet sie
eine Celegenheit, den öffentlichen
Diskurs auf die israelische Apartheid
und somit auf die Ursachen des Nah-
ost-Konfliktes zu lenken.

Der weltweiten Durchsetzung
der Menschenrechte könnte vor al-
lem wieder ein NCO-Forum Nach-
druck verleihen. Durban 2001 brach-
te die lokalen zivilen Kräfte auf einer
internationalen Basis zusammen und
einte sie in ihrem Kampf gegen Dis-
kriminierung und Unterdrückung. Bis
heute ist nicht entschieden, ob es in
Genf wieder ein paralleles NCO-Fo-
rum geben wird. Die UNO hat sich
unter massivem Druck der pro-isra-
elischen Lobby wohl entschieden,
den Menschenrechtsorganisationen
den Zugang zu erschweren und den
Stimmen der Zivilgesellschaft keine
Plattform mehr zu bieten.

lsraelfreundliche Organisationen
versuchen, mit Boykottaufrufen in
Europa und Amerika möglichst vie-
le Staaten von der Teilnahme an der
Konferenz abzuhalten. Sie sehen in
der Durban-Erklärung eine,,antikolo-
nialistische Revanche" und in der ls-
raelkritik Antisemitismus. Menschen-
rechtsorganisationen wie Amnesty
lnternational unterstellen sie luden-
feindlichkeit.
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f üdischer Staat und Diskriminierung

Ein Kernproblem israelischer Politik beruht auf dem Selbstverständnis lsraels
als ,,jüdischem Staat" und der damit verbundenen institutionalisierten
Diskriminierung und Verdrängung der nichtjüdischen Einheimischen.

-l
gung und Ausgrenzung
der palästinensischen
Bevölkerung zugunsten
jüdischer Einwanderer
und d ie Aneignung von
Land und Ressourcen
sind b is  heute e in we-
sentliches Kennzeichen
des israelischen Slaates,
seiner  lnst i tu t ionen und
seiner ldeologie. Betrof-
fen s ind a l le  Paläst inen-
serlnnen, egal, ob sie in
lsrael, den besetzten
Cebieten oder im Exil
leben.

Das Staatsangehörig-
keitsgesetz, das Einrei-
segesetz und das (für
jüdische Einwanderer
geltende) Rückkehrge-
setz zielen darauf ab,
d ie Zahl  der  Paläs l inen-
serlnnen in lsrael gering
zu hal ten und den jüdi -
schen Bevölkerungsan-
te i l  zu erhöhen.  Die in
lsrael lebenden Palästi-

nenserlnnen besitzen zwar die Staats-
bürgerschaft, die mit verschiedenen
Vorrechten verbundene Nationalität
ist aber jüdischen Bürgerlnnen vorbe-
halten. Zudem haben Juden/Jüdinnen
aus anderen Ländern das Recht, auto-
matisch Staatsbürgerlnnen zu werden,
wenn sie nach lsrael einwandern. Eine
entscheidende Rolle dabei spielt die Je-
wish Agency, die als parastaatl iche Or-
ganisation alle Einwanderungsgesuche
bearbeitet. Den jüdischen Einwande-
rern werden zahlreiche materielle An-
reize geboten. lm Cegensatz dazu kön-
nen gemäss dem Cesetz über Staatsan-
gehörigkeit und Einreise Palästinenserln-
nen, die israelische Staatsbürgerlnnen
heiraten, weder einen Aufenthaltsstatus
noch einen israelischen Pass erhalten,
was der internationalen Praxis von Fa-
milienzusammenführung widerspricht.

Unzähl ige d iskr imin ierende Prak-
tiken, insbesondere bei der Vergabe

staatlicher Mittel im Bereich von Woh-
nen, Bi ldung, Gesundheit  und Infra-
struktur, aber auch in der staatlichen
Raumplanung und der sogenannten
,,Umweltpolitik" verhindern die wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Ent-
wicklung arabischer Ortschaften und
Städte und machen die Palästinense-
rlnnen zu Bürgerlnnen zweiter Klasse.
Viele Sozialleistungen werden nur an
,,ehemalige Soldatlnnen" (einschliess-
lich Angehöriger) vergeben. lsraelische
Palästinenserlnnen werden nicht zum
Militärdienst einberufen und erhalten
deshalb diese Sozialleitungen nicht.
Viele Berufe, insbesondere im staat-
lichen Sektor, sind arabischen Staats-
bürgerlnnen versperrt. Sie müssen sich
zudem zu lsrael als jüdischem Staat
bekennen, wenn sie sich als politische
Partei konstituieren wollen. In einem
zunehmend rassistischen Diskurs in
den Medien und seitens der Politik wer-
den sie offen als demografische Bedro-
hung bezeichnet, über deren Abschie-
bung spekul iert  wird.

Bevölkerungspolifik

ln Regionen mit hohem arabischem Be-
völkerungsanteil (Galiläa und Naqab/
Negev) verfolgt der Staat offiziell Ju-
daisierungspläne, die über Infrastruk-
turmassnahmen umgesetzt werden.
Besonders betroffen sind die rund
100 000 Beduinlnnen, die von Zwangs-
umsiedlungen bedroht sind, womit die
Beschlagnahmung ihrer Weide- und
Anbauflächen einhergeht. Eine weitere
bedrohte Gruppe sind die Bewohnerln-
nen sogenannter,,gemischter Städte"
wie Akko oder Jaffa: In letzter Zeit wur-
den 500 Befehle zur Zerstörung von
Wohnhäusern oalästinensischer Ein-
wohnerlnnen erteilt. Die Zerstörung pa-

Arabisch-israelische lugendliche beobachten die
Feierl ic h keiten z u r israel ische n Staatsgrü nd u n g

Unsleiche
Mitlelverteilung
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Bewaiineter Kinderhütedienst, Stintnungsbild der inneren Auirüstung

gegen die Araber (Foto ud)

Die in der Unabhängigkeitserklärung
vom 14. Mai 1948 festgehaltene Defini-
tion lsraels als jüdischem Staat, der der
jüdischen Einwanderung und Samm-
lung der Juden im Exil offen steht, hat
weitreichende Folgen. Zur Rechtferti-
gung beruft sich der Staat vor allem auf
Bibeltexte, die angeblich ein jüdisches
Vorrecht auf Eretz lsrael (einschliesslich
der besetzten Cebiete) begründen. Ab-
gesehen von der historischen Unhalt-
barkeit zentraler Thesen wurde damit
der Religion ein Stellenwert eingeräumt,
der selbst für die jüdische Bevölkerung
einigen Konf liktstoff birgt.

Hauptleidtragende dieses An-
spruchs sind aber die Palästinenserln-
nen, für die das zionistische Kolonial-
projekt eine existenzielle Bedrohung
darstellt. lsrael ist auf den Ruinen der
arabischen Cesellschaft Palästinas ent-
standen, die 1948 gewaltsam zerschla-
gen wurde. Die Vertreibung, Verdrän-
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lährliche Erinnerungsfeier im zerstörten arabischen Dori Birint clurch dieVertiebenen,clie im benaclt-
barten Dorf in lsrael leben (Foto ud)

die Regelung des Eigentums Abwesen-
der"  beschlagnahmt und an d ie uml ie-
genden jüdischen Siedlungen verge-
ben. Bis heute konfisziert der Staat lau-
fend palästinensischen Boden. In lsrael
sind unterdessen 93 Prozent des Bo-
dens im Besitz oder unter Kontrolle der
Regierung oder der lsrael Lands Autho-
rity und des Jüdischen Nationalfonds,
die in staatl ichem Auftrag entspre-
chend ihren Satzungen Nutzungsrechte
an Crund und Boden ausschl iess l ich an

J uden/Jüdinnen vergeben.
lm militärisch besetzten Westior-

danland is t  inzwischen über d ie Häl f te
der Fläche beschlagnahmt und de fac-
to für  jüd ische Siedlungen und d ie da-

zugehörige Infrastruktur annektiert. Be-
sonders im Visier sind zurzeit Cebiete
beidseits der Mauer, im Jordantal und
im Crossraum Jerusalem. Hinzu kommt
auch hier die Ausweisung von Palästi-
nenserlnnen, die aus dem Exi l  zurück-
gekehrt sind, oder ihrer ausländischen
Familienangehörigen, die keine Mög-
lichkeit haben, ihren Aufenthalt zu le-
gal is ieren.

lm annektierten Ostjerusalem wurde
und wird mittels bürokratischen Mass-
nahmen Tausenden von Palästinense-
rlnnen das Aufenthaltsrecht in ihrer Ce-
burtsstadt entzogen; gleichzeitig wer-
den mittels der völkerrechtlich illegalen
Siedlungstätigkeit immer mehr jüdische
Menschen angesiedelt. Durch Flächen-
widmungs- und Entwicklungspläne so-
wie Umzonungen wird die räumliche
Trennung von jüdischer und palästi-
nensischer Bevöl kerung vorangetrieben,
um ein sogenanntes,,demografisches
Cleichgewicht" von 70 Prozent jüdi-
scher zu 30 Prozent arabischer Bevöl-
kerung zu gewährleisten. Die arabische
Stadtbevölkerung ist zudem im Hinblick
auf die städtische Infrastruktur (Grünan-
lagen, Schulen, Spitäler, Wohnbau, Ab-
fallentsorgung) massiv diskriminiert.

Die geziel te Diskr iminierung der
Palästinenserlnnen in allen Lebensbe-
reichen durch den israelischen Staat
und seine lnstitutionen erfüllt zweifel-
los den Tatbestand der ..Rassendiskri-
minierung", wie sie in der Rassendis-
kriminierungskonvention der Vereinten
Nationen def iniert  ist  (s iehe S. 4),  und
muss auch entsprechend verurteilt und
sanktioniert werden. (ba)

lästinensischer Häuser unter dem Vor-
wand fehlender Baubewilligungen oder
militärischer Notwendigkeit ist in lsra-
el wie in den besetzten Gebieten eine
gängige Praxis. lm Cazastreifen wurden
zwischen 2000 und 2004 über 4000
Häuser niedergerissen und im Jordan-
tal  al le in im ersten Halbiahr 2008 61
Wohnhäuser zerstört und damit rund
500 Personen obdachlos gemacht.

Bezeichnend ist der Umgang mit
den Flüchtlingen - rund 70 Prozent
al ler Paläst inenserlnnen -,  die mehr-
heitlich unweit ihrer Herkunftsorte in
Flücht l ingslagern in Nachbarländern
oder in den besetzten Cebieten leben.
Trotz klarer völkerrechtlicher Verpflich-
tungen verweigert lsrael kategorisch de-
ren Rückkehr.

Ebenso wird den Binnenf lücht l in-
gen - rund ein Drittel der in lsrael le-
benden Palästinenserlnnen - bis heute
die Rückkehr in ihre Ortschaften und
zu ihrem Besitz verweigert. 2003 wur-
de ein Urteil des Obersten Cerichtshofs
rückgängig gemacht, das den Einwoh-
nerlnnen der 1948 ethnisch ,,gesäuber-
ten" und 1951 zerstörten Ortschaft lqrit
die Rückkehr er laubte. Die Begründung
lautete, dass mit der Rückkehr ein Prä-
zedenzfall seschaffen würde.

Landkonfiszierungen

Das Land der Flücht l inge wurde 1950
auf der Grundlage des ,,Cesetzes über

Bau neuer jüclischer Stadtviertel in besetzten Ostjerusalent entlang der ehemaligen Waifenstillstands-
l in ie vor 1967 (Foto ud)
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Apartheid in lsrael
Der Begriff Apartheid wird internationalverwendet, um die aktuelle politische
Situation in lsrael und den besetzten Gebieten zu beschreiben. Obwohl die
Politik lsraels nicht in allen Bereichen mit dem ehemaligen südafrikanischen
Apartheidregime gleichgesetzt werden kann, entsprechen die Strukturen der
Beziehung lsraels zu den Palästinenserlnnen einer Form von Apartheid. Die
Erscheinungsformen gleichen sich zunehmend an.

fischen Dominanz der Palästinenserln-
nen wurde mit gewaltsamer Vertreibung
sowie aktuell in den besetzten Cebieten
mit der Konzentration der palästinensi-
schen Bevölkerung auf enge Siedlungs-
räume entgegengewirkt. Ziel der israe-
lischen Apartheid war und ist es, den
Palästinenserlnnen die kleinstmögliche
Fläche zu überlassen. ln diesem Aspekt
unterscheidet sich das Konzeot der terri-
torialen Teilung in lsrael von der Apart-
heid Südafrikas.

Trotz dieser Unterschiede in Funk-
tion und Zielsetzung der beiden Apart-
heidsysteme bestehen zwischen der is-
raelischen Politik und den Verhältnissen
im ehemaligen Apartheidstaat Südafrika
viele Ahnlichkeiten. lsrael versucht zu-
nehmend, jeglichem gleichberechtigten
Zusammentreffen von Palästinenserln-
nen und lsraelis entgegenzuwirken, in-
dem Umgehungsstrassen für israelische
Siedlerlnnen gebaut werden, den meis-
ten Palästinenserlnnen aus den besetz-
ten Cebieten der Aufenthalt in lsrael
verboten ist und israelische Bürgerln-
nen mit Ausnahme der iüdischen Sied-
lerlnnen nicht in die besetzten Gebie-
te fahren dürfen. Eine weitere Parallele
zum südafrikanischen Aoartheidsmo-
dell l iegt in der Bantustanisierung der
besetzten Gebiete, die mit der Fer-
tigstellung der Trennmauer vom Rest-
land abgeschnitten und wirtschaftlich
in Abhängigkeit gehalten werden. Das

Der Begriff der Apartheid bezeichnet
die Trennung einer Bevölkerung in ver-
schiedene Gruppen und betrifft sämtli-
che Ebenen der Cesellschaft, das heisst
die soziale, wirtschaftliche, geografische
bzw. räumliche, kulturelle und demo-
grafische Situation. lm Vergleich zum
Begriff des Rassismus, der innerhalb
einer Cesellschaft auch partiell auftre-
ten kann, ist  die Diskr iminierung in ei-
nem Apartheidsystem institutionalisiert
und Teil der Staatsstruktur. In der Po-
l i t ik des afr ikaanischen (hol ländischen)
Regimes, das Südafrika von 1948-1990
beherrschte, wird der Begriff der Apart-
heid erstmals in Bezug auf die gesell-
schaftliche Trennung bestimmter Bevöl-
kerungsgruppen innerhalb des Staates
verwendet.

Sowohl die zionistischen Siedlerln-
nen in Palästina als auch die weissen
Siedlerlnnen in Südafrika verfolgten
mit der Annexion von bereits bewohn-
tem Cebiet sowie der darauf folgen-
den Siedlungspolitik vorrangig kolonia-
le Ziele. In der Kapprovinz versuchten
die hol ländischen Kolonialherren, die
Ausbeutung natürlicher Ressourcen mit
der Degradierung der schwarzen Bevöl-
kerung voranzutreiben. Das südafrikani-
sche Apartheidregime verfolgte mit der
räumlichen und bevölkerungsmässigen

Trennung und der Einführung von Pass-
gesetzen in erster Linie eine langfristige
,,Bereitstellung" bill iger schwarzer Ar-
beitskräfte. Mit der Theorie der ,,Cros-
sen Aoartheid" unter dem südafrikani-
schen Premierminister Hendrik Frensch
Verwoerd, d.h. der Entlassung der Ban-
tustans (Homelands für die schwarze
Bevölkerung in Südafrika) in
eine formelle Unabhängigkeit,
wollte das Regime der schwar-
zen Bevölkerung einen Auslän-
derstatus auferlegen. Dies hät-
te es der herrschenden Partei
leichter gemacht, den Status
der schwarzen Bevölkerung als
zweitrangige Einwohnerlnnen
zu rechtfertigen.

Die ursprüngl iche z ionis t i -
sche Kolonialpolit ik verleugnete
zu Beginn die Existenz einer be-
reits auf dem Cebiet lebenden
Bevölkerung. Diese Behauptung
hie l t  d ie jüdischen Siedler lnnen

ledoch nicht davon ab, mas-
siv von den oalästinensischen
Arbeitskräften und der lokalen
Wirtschaft zu profit ieren. Den-
noch zielte die Kolonialisierung
hauptsächlich darauf ab, das
Land ohne dessen Bevölkerung
zu übernehmen. Der demogra-

Kontrolle palästinensischer Arbeiterlnnen an cter Mauer (Foto Anne Paq/Activestills.org)
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Westjordanland wird zusätzlich durch
Checkpoints, Siedlerstrassen und Land-
konfiszierungen in immer kleinere En-
klaven zerstückelt. Die eingeschränkte
Bewegungsfreiheit und die wirtschaft-
liche Lebensunfähigkeit der besetzten
Gebiete werden von lsrael umgekehrt
für die Förderung der eigenen Wirt-
schaft ausgenutzt. Besonders mit den
geplanten Wirtschaftszonen beutet ls-
rael die Not der Palästinenserlnnen aus
(siehe Kasten,,Wirtschaftszonen"). lsra-
el bestimmt in den besetzten Cebieten
in letzter Instanz über territoriale, recht-
liche und verwaltungsmässige Sachla-
gen. Die Rechte und Lebensumstände
der Palästinenserlnnen gleichen zuneh-
mend der Situation in den Bantustans
des ehemaligen Südafrikas. Der südafri-
kanische Nobelpreisträger, Erzbischof
Desmond Tutu, der schon die Apartheid
in Südafrika bekämpft hatte, kritisiert ls-
raels Vorgehen scharf und stuft die isra-
elische Apartheid in bestimmten Berei-
chen als gefährlicher und härter ein als
die südafrikanische.

Neben der offenen räumlichen Tren-
nung in den besetzten Gebieten be-
steht auch innerhalb des israelischen
Staatsgebiets eine weitreichende gesell-
schaftliche Segregation zulasten der Pa-
lästinenserlnnen. Diese Form einer ver-
steckten, schleichenden Apartheid zeigt
sich unter anderem in der sozialen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Be-
nachteiligung der Palästinenserlnnen.

Das Naheverhältnis zwischen den
zwei Staatssystemen wird auch aus ih-
rer langjährigen Zusammenarbeit er-
sichtlich, die die ideologische Verbin-
dung der beiden Staaten unterstreicht.
In der internationalen Unterstützung
des Apartheidstaates Südafrika nahm ls-
rael eine wichtige Rolle ein. Es entstand
schon früh ein dichtes Netzwerk aus
verschiedenen Formen der wirtschaft-
lichen, kulturellen, politischen, polizei-
lichen und geheimdienstlichen Zusam-

menarbeit. Diese Verbindung endete
auch mit der später zunehmenden in-
ternationalen lsolierung Südafrikas und
der Verurteilung der Apartheid nicht. ls-
rael soielte eine bedeutende Rolle in der
Unterstützung Südafrikas, die Sanktio-
nen zu umgehen.

Der Zusammenbruch des südafri-
kanischen Apartheidsystems zeigte je-
doch auch, dass internationaler Druck
und vor allem Aktionen seitens der un-
terdrückten Bevölkerung eine Anderung
politischer Verhältnisse herbeiführen
können. lm Kampf gegen das südafri-
kanische Apartheidregime spielten Boy-
kott und Sanktionsbewegungen eine
wichtige Rolle; schon im Vorfeld der
internationalen Solidaritätsbewegung
konnten damit wichtige Druckmittel ge-
gen die Regierung geschaffen werden.
Der gezielte Rückzug von lnvestitionen,
staatliche Sanktionen sowie breit ange-
legte Boykottaktionen werden auch in
der Bekämpfung der israelischen Apart-
heid immer zentraler, um die Rechte der
Palästinenserlnnen durchzusetzen. (ms)

Wirtschaftszonen in
Bantustans

Die Monatslöhne der Palästinen-
serfnnen in der lndustriezone Erez
im Gazastreifen betragen 27O Euro.
Der Mindestlohn in lsrael liegt bei
810 Euro.

Die israelische Regierung plant
neu neun Wirtschaftszonen entlang
der Apartheidsmauer. Die palästi-
nensischen Arbeitskräfte können so,
ohne ihre Bantustans zu verlassen,
zu Niedriglöhnen für israelische Fir-
men arbeiten. lsraelische Software-
firmen profitieren bereits heute von
den vielen arbeitssuchenden, gut
ausgebildeten lt-lngenieurlnnen in
Ramallah. Das Internet ermöglicht
die Kommunikation und den Aus-
tausch von Software, ohne dass die
Angestellten ihre Bantustans verlas-
sen müssen.

lm Oslo-Abkommen 1993 wur-
den bereits solche Wirtschaftszo-
nen vereinbart. Es wurde aber nur
Erez im Cazastreifen gebaut, das im
Moment durch die Blockade stillge-
legt ist.

Durch die Erdrosselung der pa-
lästinensischen Wirtschaft hat sich
lsrael bereits einen Monopol-Ab-
satzmarkt in den besetzten Cebie-
ten gesichert. Für lsrael sind heu-
te die besetzten Cebiete der dritt-
grösste Exportmarkt. (ud)

Apartheidmauer in Ostjerusalem, die einen Teil der arabischen Bevölkerung aus der Stadt ausschliesst
(Foto ud)
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Schutzwall gegen die Barbarei
Ohne Unterstützung alter wie neuer Kolonialmächte wäre die Gründung und
Existenz von lsrael undenkbar. Das Motiv ist nicht nur die militärische Kontrolle
über das arabische Erdöl, sondern auch die vermeintliche Zivilisierung der
arabischen Welt.

Walter Russel Mead, Berater des
ehemaligen amerikanischen Aussen-
ministers Kissinger, kommt in einem
Art ikel  über die Gründe für die anhal-
tende, breit abgestützte Sympathie der
amerikanischen Bevölkerung für lsrael
zum Schluss, dass dabei das Gefühl,
gemeinsame zivilisatorische Werte zu
verteidigen, im Vordergrund steht und

gegen den Terror durch Präsident Bush
zugenommen hat. Die Bombardierung
von Wohngebieten und der massive
Einsatz von Streubomben im israeli-
schen Krieg gegen den Libanon 2006
änderte nichts daran. Diese Sympathie
für die israelische Politik in den Verei-
nigten Staaten stützt sich mehrheitlich
auf die nicht-jüdische Bevölkerung ab.

,,Wie können wir besetzte Gebiete zurückgeben. Da gibt es

Colda Meir, ehemalige israelische Ministerpräsidentin, B. März 1969
keinem, dem wir sie zurückgeben können."

wichtiger ist als der Einfluss der viel zi-
tierten jüdisch-israelischen Lobby. Es ist
deshalb kein Zufall, dass die Unterstüt-
zung der amerikanischen Öffentlichkeit
für lsrael mit der Ausrufung des Kriegs

Lord Balfour, der der zionistischen
Bewegung im Namen der englischen
Kolonialmacht eine lüdische Heimstät-
te in Palästina versprach (Balfour-Er-
klärung 1917) und auch die Buren in

Südafrika unterstützte, beschrieb den
Kolonial ismus in der damals übl ichen
Terminologie als Ausdruck der ,,gereif-
ten Rechte und Privilegien" der weis-
sen europäischen ,,Rassen". Die zio-
nistische Bewegung war ein typisches
Produkt dieser kolonialistischen ldeolo-
gie. Entsprechend warb Theodor Herzl
mit der Erklärung, die zionistische Be-
wegung in Palästina werde ,,ein Stück
des Schutzwalles gegen Asien formen"
und ,,ein Vorposten der Zivilisation ge-
gen das Barbarentum" sein, um die Un-
terstützung der Kolonialmächte England
und Frankreich. Diese hatten sich 1916
in einem Geheimabkommen bereits die
Einflusssphären im Nahen Osten nach
der Niederlage des Osmanischen Rei-
ches aufgetei lt (Sykes- Picot-Abkommen
1916).

Die zionistische Bewegung über-
nahm auch verschiedene Elemente aus
anderen kolonial ist ischen ldeologien.
Al le Kolonial ist lnnen gingen von der
rassistischen Annahme der Überlegen-
heit  der west l ichen Zivi l isat ion und des
,,weissen Mannes" aus. Diese Haltung
hatte im vom eurooäischen Zionismus
geprägten lsrael auch die Abwertung
und Diskr iminierung arabischer und
afrikanischer Juden/Jüdinnen zur Folge,

,?=
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,,So etwas wie Palästinenser gibt es nicht."
Colda Meir, 15. Juni 1969; ein Motto, das in der Argumentation
prozionistischer Kreise in Abwandlung immer noch auftaucht.

die nach der  Cründung ins Land gehol t
wurden.

Al le  kolonia l is t ischen Projekte in
Asien, Afrika oder Amerika leiteten aus
ihrem Überlegenheitsdünkel das Recht
des ,,weissen Mannes" ab, die ,,Zivilisa-
tion" auf weniger ,,zivil isierte" indigene
Völker zu übertragen. Dies rechtfertigte
dann auch,  ihr  Land zu besetzen,  d ie
Einheimischen zu versk laven (2.8.  in

arabischen Angreifer, die die 1967 be-
setzten Cebiete zurückerobern woll-
ten. Seither gehört lsrael zum grössten
Empfänger amerikanischer Militär- und
Wirtschaftshi l fe,  ohne die der israel i -
sche Staat schon lange bankrott wäre.
Dafür half lsrael den USA bei der militä-
r ischen Aufrüstung und Ausbi ldung ver-
schiedener lateinamerikanischer und
afr ikanischer Diktaturen und war eine

wichtige Stütze des südafrikanischen
Apartheidregimes.

In der Abschlusserklärung der An-
tirassismus-Konferenz in Durban wird
anerkannt,  dass Kolonial ismus zu Ras-
sismus und radikaler Diskr iminierung
geführt hat und dass viele Menschen
in Afrika und Asien unter dessen Fol-
gen gelitten haben und bis heute lei-
den. Es ist ein Fortschritt, dass die Pa-
läst inenserlnnen in der Erklärung von
Durban ebenfalls als Oofer dieser
Pol i t ik anerkannt wurden. In einem
nächsten Schritt muss durchgesetzt
werden, dass aus dieser Erkenntnis
konkrete Schlussfolgerungen für die
Betroffenen gezogen werden. (ud)

ten Mandatsgebieten
(unter direkter eigener
Verwaltung) und ver-
schiedenen Monar-
chen (Jordanien, lrak)
sowie der willkürlichen
Aufteilung in Länder
(Libanon, Syrien) ihren
Einfluss zu sichern. Sie
rüsteten verschiedene
Regierungen militä-
risch auf und stellten
ihnen eigene Militär-
berater zur Seite. So
unterstand auch die
jordanische Armee
1948 einem britischen
Oberbefehlshaber. Die
Balfour-Erklärung von
1917, in der Crossbri-
tannien der zionisti-
schen Bewegung eine
jüdische Heimstätte
in ihrem zukünftigen
Mandatsgebiet ver-
sprach, war Teil der

Afrika), zu vertreiben (2.8. in Palästina)
oder auszurotten (2.8. in Amerika). Ty-
pisch für kolonialistische Bewegungen
war, dass sie die nichteuropäischen
Gebiete a ls , .Niemandsland" betrach-
teten.  , ,Die Kolonia l is ierung wurde mi t
der Leugnung der Existenz oder Exis-
tenzberechtigung der indigenen Völker
umgesetzt." (Hammad in Perspektive
Süd) , ,E in Land ohne Volk für  e in Volk
ohne Land" war dafür  der  Slogan der
zionistischen Bewegung.

lsrael als Partner in Kriegen
gegen antikoloniale Kämpfe

Acht .lahre nach der Staatsgründung
beteil igte sich lsrael an der Seite von
Crossbr i tannien und Frankre ich am
mi l i tär ischen Angr i f f  gegen Agypten.
Die Kolonia lmächte des Nahen Os-
tens wol l ten mi t  der  Mi l i tärakt ion d ie
arabische Unabhängigkeitsbewegung
schwächen und den ägyptischen Prä-
sidenten Nasser, der den Suez-Kanal
verstaatl ichte, stürzen. Frankreich war
gle ichzei t ig  in  ant iko lonia le Kr iege (2.B.

Algerien) verwickelt und rüstete die is-
rael ische Armee nicht  nur  mi t  Kr iegs-
gerät auf sondern l ieferte auch die In-
frastruktur zur Entwicklung von Atom-
bomben. 1967 mir der Eroberung der
jordanischen Westbank, des ägypti-
schen Gazastreifens, des Sinais und der
syr ischen Golanhöhen bewies lsrael
seine militärische Stärke gegenüber den
arabischen Nachbarn und wurde fortan
zum wicht igsten mi l i tär ischen Verbün-
deten der USA. 1973 halfen die Verei-
nigten Staaten lsrael mit einer Nothilfe
von 2,2 Mi l l iarden Dol lar  gegen seine

Die Karte zeigt die Aufteilung des
Nahen Ostens, wie sie sich die Ko-
lonialmächte Grossbritannien und
Frankreich nach der Niederlage des
Osmanischen Reiches vorstellten. Das
Ceheimabkommen wurde im Novem-
ber 1915 von zwei Diplomaten, dem
Franzosen Frangois Georges-Picot und
dem Engländer Mark Sykes, ausgehan-
delt. Die französische und die britische
Regierung verabschiedeten das Ab-
kommen am 16. Mai 1916.

Nach der Niederlage des Osma-
nischen Reiches im Ersten Weltkrieg
versuchten die beiden Kolonialmäch-
te, mit der Einrichtung von sogenann-

t
Hamadan.

(,r

Kermanshah

Einflusssicherung im Nahen Osten.
Die heutige Länderaufteilung ent-
spricht noch weitgehend den Crenz-
ziehungen der Kolonialmächte nach
dem Ersten Weltkrieg, auch wenn in
einem Teil der Länder (lrak, Syrien)
die von den Kolonialmächten einge-
setzten Regierungen durch National-
bewegungen gestürzt wurden. Durch
die amerikanische Besetzung des lraks
2003 wurde dort wieder eine abhän-
gige Regierung eingesetzt. Der bei uns
gängige Begriff für die Region (Naher
oder Mittler Osten) ist ebenfalls ge-
prägt von der europäischen (kolonia-
len) Sichtweise auf die Welt.
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